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Von Tobias Peter

Als wahrscheinlichstes Bündnis nach der
Wahl gilt eine Koalition aus Union und SPD.
Friedrich Merz und die CDU haben jedoch
verstanden: Es muss für sie neben den So-
zialdemokratennocheineandereOptionge-
ben. Sonst könnten sie der SPD nach der
Wahl auch gleich ein leeres Blatt Papier rei-
chen und sagen: „Schreibt drauf, was ihr
wollt! Ihr bekommt es alles.“

Wenn Merz nun sagt, in der Außen- und
Sicherheitspolitik gebe es mehr Gemein-
samkeiten zu den Grünen als zur SPD, ist das
richtig. Es ist aber auch ein Signal: Wir kön-
nen und wollen uns den Koalitionspartner
selbstbewusst aussuchen.

Ein Bündnis zwischen Union und Grünen
ist möglich, wie Nordrhein-Westfalen,
Schleswig-Holstein und Baden-Württem-
berg zeigen. Im Bund sind die Unterschiede
in der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik zwar groß. Das gilt aber auch für Union
und SPD. Der Knackpunkt für Schwarz-Grün
wäre die Migrationspolitik. Die Grünen ha-
ben sich zu einer härteren Linie bewegt.Um-
fassende Zurückweisungen an der Grenze,
wie Merz sie fordert,könnte sie zerreißen.

Auch viele in der Union sind aber über-
zeugt, dass ihnen Schwarz-Grün im Bund
schaden würde. Die eigenen Anhänger wür-
den sich hinterher beklagen: „Erst wählen
wir CDU, dann bekommen wir die Grünen.“
Dass viele das für ein Unglück halten, dafür
hat so mancher in CDU und CSU mit aus-
ufernder Anti-Grünen-Rhetorik gesorgt.

Knackpunkt für
Schwarz-Grün
Merz braucht Optionen nach der Wahl.
Doch ein Bündnis mit den Grünen
könnte Wähler und Partei verprellen.

Stuttgart. Die Polizei soll künftig auf öf-
fentlichen Veranstaltungen wie Weih-
nachtsmärkten noch leichter und selbst-
ständiger Waffenkontrollen durchführen
können. Bislang werden Polizisten bei der
Durchsetzung von Waffenverboten teils von
Mitarbeitern von Rathäusern und Landrats-
ämtern begleitet.Man plane,noch vor Weih-
nachten mit einer neuen Verordnung die
Kommunen zu entlasten, damit die Polizei
stärkeralleinekontrollierenkönne,kündigte
Innenminister Thomas Strobl (CDU) an.

Die Polizei im Südwesten darf bereits et-
wa bei öffentlichen Veranstaltungen in Waf-
fenverbotszonen oder an gefährlichen Orten
unbegleitet kontrollieren, das ist im Polizei-
gesetz des Landes geregelt. Daneben gibt es
das Waffengesetz des Bundes – es wurde
nach den Attentaten von Solingen und
Mannheimverschärft.NungibtesderPolizei
mehr Befugnisse für stichprobenartige und

anlasslose Waffenkontrollen bei öffentli-
chen Veranstaltungen und in Verbotszonen.

Die aktuelle Änderung des Waffengeset-
zes gilt für öffentliche Vergnügungen, unter
die auch Weihnachtsmärkte fallen.Hier dür-
fen neben Waffen grundsätzlich auch keine
Messer mehr mitgeführt werden.

Da der zuständige kommunale Ord-
nungsdienst nicht so geschult ist für poten-
ziell gefährliche Lagen, holen sich die kom-
munalen Mitarbeiter häufig die Polizei dazu,
hieß es aus dem Innenministerium. Das sei
aber realitätsfernundwürdedieÄmterüber-
fordern,sagte der Landeschef der Deutschen
Polizeigewerkschaft, Ralf Kusterer. Deshalb
sei die geplante Änderung notwendig.

Die Sicherheitslage auf den Weihnachts-
märkten im Land nannte Strobl angespannt,
sagte aber: „Es gibt keinen Grund, Angst zu
haben.“ Die Polizei werde aber alles tun, da-
mit die Weihnachtsmärkte sicher seien. dpa

Mehr Befugnisse für Polizei
bei Waffenkontrollen
Kommunen sollen bei der Sicherung etwa von Weihnachtsmärkten
entlastet werden. Innenminister Strobl beruhigt.

Berlin.CDU-Chef und Unions-Kanzlerkan-
didat Friedrich Merz sieht Schnittmengen
seinerParteimitdenGrünen.„InderAußen-
und Sicherheitspolitik gibt es sicher mit den
Grünen mehr Gemeinsamkeiten als mit der
SPD“, sagte er der „Bild“. In der Wirtschafts-
politik allerdings sei die CDU „ganz anderer
Meinung“. Merz kündigte an, nach der Bun-
destagswahl mit allen „demokratischen Par-
teien der politischen Mitte“zu sprechen.Die
CSU beharrte derweil auf ihrem Nein zu
einer schwarz-grünen Koalition.

Auf parlamentarische Mehrheiten käme
die Union als in Umfragen aktuell stärkste
Kraft gegenwärtig sowohl gemeinsam mit
der SPD (47,5 Prozent) als auch mit den Grü-
nen (44,5 Prozent),wie eine Umfrage von In-
sa für die „Bild“zeigt. red/AFP
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Merz sieht
Gemeinsamkeit
mit Grünen
Grüne oder SPD – die Union ist sich
uneins, wer als Koalitionspartner
in Frage kommen könnte.

Berlin. Fußballfans können laut „Bild“
auch künftig Bundesliga-Höhepunkte in der
„Sportschau“ sehen. Die ARD darf demnach
bis 2029 zeitnahe Zusammenfassungen zei-
gen. Der öffentlich-rechtliche Sender habe
sich angeblich die Medienrechte gegenüber
dem Mitbewerber RTL für vier Spielzeiten
gesichert und könne weiterhin am Samstag
die Bilder im Free-TVanbieten,heißt es.

Die ARD äußerte sich nicht dazu.Laut der
Zeitung kann die Deutsche Fußball Liga
(DFL) die Einnahmen beim Verkauf der
deutschsprachigen Medienrechte an der
Bundesliga und der 2. Liga stabil halten. Die
Erlöse der Auktion für die Spielzeiten bis
2028/29 sollen bei mehr als einer Milliarde
Euro pro Saison liegen. dpa

Bundesliga-Rechte
wohl wieder an ARD
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Regensburg. Der VfB Stuttgart hat auch
nach einer Radikal-Rotation das DFB-Pokal-
Viertelfinale erreicht und darf weiter von der
Reise nach Berlin träumen. Ohne Alexander
Nübel,Maximilian Mittelstädt oder Ermedin
Demirovic in der Startelf setzte sich der
Champions-League-Starter souverän mit
3:0 (2:0) beim chancenlosen Zweitliga-
Schlusslicht SSVJahn Regensburg durch.

Drei Tage vor dem Bundesliga-Heimspiel
gegen den 1. FC Union Berlin war auch eine
auf sieben Positionen veränderte Stuttgarter
Startelf mindestens eine Klasse zu stark für
die Oberpfälzer, die sich nun ausschließlich
auf ihr kompliziertes Projekt Klassenerhalt
konzentrieren können. Ihren Kontrahenten
im Viertelfinale erfahren die Stuttgarter bei
der Auslosung am 15.Dezember. dpa

DFB-Pokal:
VfB spaziert ins
Viertelfinale
Die Stuttgarter zeigen mit einem 3:0
gegen Regensburg einen deutlichen
Klassenunterschied.

Baden-WürttembergsMinisterpräsident
Winfried Kretschmann hat
ein Auge auf die Kultur.
Montage: Sebastian Ruckaberle

Von Annika Grah

Stuttgart.Kulturförderung hat auch in Ba-
den-Württemberg keinen leichten Stand.
Nur knapp jeder dritte Befragte im aktuellen
BaWü-Check ist der Auffassung, dass das
Land ausreichend Geld für Kunst und Kultur
ausgibt. Nur jeder Vierte findet, dass mehr
Geld in den Bereich fließen sollte. Und 20
Prozent sind der Ansicht, dass Baden-Würt-
temberg weniger Geld in die Kulturförde-
rung stecken sollte. Das ist das Ergebnis des
BaWü-Checks, der Umfrage des Instituts für
Demoskopie in Allensbach im Auftrag ba-
den-württembergischer Tageszeitungen.

Wenigstens die Hälfte der Befragten ist
der Ansicht, dass Förderung und Unterstüt-
zung von Kultureinrichtungen Aufgabe des
Landes ist. Nur jeder Vierte findet das nicht.
Und noch einmal ein Viertel ist unentschie-
den. Vor allem Jüngere und Kulturinteres-
sierte sehen den Staat in der Verantwortung.
Bei den Unter-30-Jährigen sind 67 Prozent
der Ansicht, dass der Staat Kunst und Kultur
fördern sollte.

Im Vergleich zu anderen staatlichen Auf-
gaben fallen die Kultureinrichtungen aller-
dings weit ab.Knapp zwei Drittel der Befrag-
ten sind der Ansicht, dass das Land bei Kul-
tureinrichtungen wie Theatern oder Museen
eher sparen soll. Nur 37 Prozent finden, der
Staat solltehiermehrGeldausgeben.Nurbei
großen Bauprojekten hätten noch mehr
Menschen im Land lieber, dass der Staat
spart.Anders siehtdieUnterstützungbeiGe-
sundheitseinrichtungen, der Ausstattung
vonSchulenoderderAusstattungderPolizei
aus.Hier finden 80 bis 90 Prozent der Befrag-
ten, dass das Land eher mehr Geld in die
Hand nehmen sollte.

Dabei gehen die Menschen im Südwesten
am seltensten in die Oper oder ins Ballett
und am häufigsten ins Kino oder in die Bib-
liothek.TrotzdemfälltdasUrteil,welcheIns-
titutionenFördermittel erhalten sollten,un-
einheitlich aus. Während 32 Prozent mei-
nen, dass vor allem Einrichtungen gefördert
werden sollen, die viel Publikum anziehen,
halten es 28 Prozent für angemessen, wenn
möglichst viele Institutionen Mittel erhal-
ten.22 Prozent fänden es am besten,wenn in
wirtschaftlichen Schwierigkeiten steckende
Einrichtungen unterstützt würden.
Leitartikel

Jeder Fünfte würde bei
Kulturförderung sparen

Zwar hält jeder Zweite imaktuellen BaWü-CheckKulturförderung für eine Staatsaufgabe.
Doch vor allembei großenKultureinrichtungen finden viele,man könnte sparen.

Umfrage zur Zuständigkeit
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„Sollte Kulturförderung Aufgabe
des Staates sein?“
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67
Prozent der Befragten im Alter

unter 30 Jahren finden,
dass der Staat Kunst und
Kultur fördern sollte.

32
Prozent der Befragten meinen,
dass vor allem Einrichtungen
gefördert werden sollen, die
viel Publikum anziehen.

www.ntz.de · 2,20 €

Nürtinger Tagblatt · Amtsblatt für die Stadt Nürtingen und den Landkreis Esslingen · Unabhängige Tageszeitung

Nummer 281, 194. Jahrgang, E 5400 Mittwoch, 4. Dezember 2024

Leser-Service

Aus Stadt und Kreis

Neuanfang in Aichtal
Die Feuerwehr in Aichtal hat eine neue
Führungsspitze. Am Montag wurden ein
neuer Kommandant und zwei Stellvertreter
gewählt. Nun sollen die Wogen zwischen
Feuerwehr und Verwaltung geglättet wer-
den. Seite 15

Eventhalle abgelehnt
Ein Unternehmer will eine leerstehende
Fabrikhalle in Köngen für türkisch-kurdi-
sche Hochzeitsfeiern umnutzen. Der Ge-
meinderat und die Verwaltung lehnen das
ab. Sie befürchten Lärm und Verkehrschaos
an der verkehrsreichen Kreuzung neben der
B 313. Seite 16

Kita nicht zu retten
Die von Schimmel befallene Kita Pavillon in
Neuenhaus muss abgerissen werden. Zu
stark sei der Schimmelbefall. Die Stadtver-
waltung in Aichtal arbeitet mit Hochdruck
an einer Lösung. Seite 17

Was tun bei Starkregen?
In Neckartenzlingen wurden die Ergebnisse
einer Untersuchung zum Starkregenrisiko-
management vorgestellt. Sorgen bereitet
unter anderem das Wasser, das von Alten-
riet und Schlaitdorf kommt. Seite 20

Hörnle: Bewegte Geschichte
Vom Steinbruch zum Naturschutzgebiet:
Das Neuffener Hörnle blickt auf eine be-
wegte Geschichte zurück. Heute vor 50 Jah-
ren wurde die letzte Fuhre Steine von Neuf-
fen zur Nürtinger Zementfabrik transpor-
tiert. Nach der Stilllegung war der Weg hin
zum Naturschutzgebiet immer wieder stei-
nig. Seite 22

Lokalsport

TSVO schreibt Geschichte
Sogar Kultfan und Fußballtourist Claus
„Bredi“ Breitenberger rieb sich am vergan-
genen Wochenende beim denkwürdigen
8:4-Erfolg der TSV Oberensingen die Au-
gen. Ein historischer Tag: Zwölf Tore in ei-
nem Verbandsligaspiel, das gab es wohl tat-
sächlich noch nie. Seite 23
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